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► Nr.  VO/2023/12218
öffentlich

Lübeck, 09.05.2023
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes

Verantwortliche Bereiche:
Geschäftsstelle der CDU-Fraktion

Bearbeitung: Susanne Schaefer (E-Mail: schaefer@cdu-fraktion-luebeck.de Telefon: 122-
1061)

AM Christopher Lötsch (CDU): Maßnahmen gegen Graffiti
Beratungsfolge:
Datum Gremium Status Zuständigkeit

23.05.2023 Hauptausschuss Öffentlich zur Kenntnisnahme

Antrag:
Die Verwaltung wird aufgefordert:

1. Telefonisch und digital eine leichte Möglichkeit für die Meldung von Vandalismus, 
Aufklebern, Schmierereien und Verunreinigungen herzustellen.

2. Einen Runden Tisch zu organisieren mit Vertretern aus Politik, Verwaltung, Hausbe-
sitzern, Polizei, Ordnungsdienst, Kinder- und Jugendvertretungen, Netzanbietern 
(Stromkästen) und AGIL Antigraffiti-Initiative Lübeck.

3. Präventionsarbeit an Schulen und Jugendeinrichtungen zu organisieren.
4. Eine Koordinierungsstelle zur Koordinierung der Meldungen, Beseitigungen, In-

formations- / Aufklärungsarbeiten einzurichten.
5. So weit möglich, eigene Mitarbeiter für die Beseitigung von Vandalismus, Aufklebern, 

Schmierereien und Verunreinigungen zu schulen, um diese Arbeiten selbst durchzu-
führen oder die Firmen mit dieser Leistung zu beauftragen.

6. Eigentümer von Gebäuden, an denen illegale Graffiti angebracht worden sind, wer-
den durch die Stadt aufgefordert, diese umgehend – möglichst innerhalb von 2 Wo-
chen – zu beseitigen.

7. In den Haushaltsentwurf 2024 wird ein festes Budget für die Unterstützung und Bera-
tung von privaten Eigentümern zur Beseitigung von Vandalismus, Aufklebern, 
Schmierereien und Verunreinigungen eingestellt.

8. In den Haushaltsentwurf 2024 wird ein festes Budget für die Beseitigung von Vanda-
lismus, Aufklebern, Schmierereien und Verunreinigungen an städtischen Immobilien, 
Brücken, Schildern, Ampeln, Bänken eingestellt. Ziel ist es sicherzustellen, dass die 
jeweilige Beseitigung innerhalb von 5 Tagen durchgeführt werden kann.

9. Weitere legale Flächen für die Anbringung von Graffitis auszuweisen.

Bis zum Juli 2023 ist dem Ausschuss für Umwelt, Sicherheit und Ordnung ein Zwischenbe-
richt vorzulegen.
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